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Absender: Birgitta Wehner, M.A.

Schliemannstr. 31
D- 10437 Berlin

tel: 0049-(0)30-54714674 (auch AB)
mobil: 0173-2383623

fax:  0049-(0)30-68008829

Landgericht Berlin II 
Littenstr. 12-17 
10179 Berlin 
 
Fax 030 9023 2223 
 

EILIG- BITTE  SOFORT  VORLEGEN! 
 

 
 

- 
       

 
 
       
     Berlin, den 08.06.26 
Az. 80 O 6/22 
augenscheinlich aktuelles Az. 51 O 100/26 
Wehner ./. Dave 
 
Bekanntgabe Gegner Pkh Antrag mit Entwurf Teilklage auf Zahlung bezifferten 
Anspruch der unbezifferten Stufenklage, hilfsweise Zahlungsstufe der Stufenklage 
vom  27.02. und dem Nachtrag vom 01.03.26 
 
Antragstellerin 
Birgitta Wehner, Schliemannstr. 31, 10437 Berlin 
 
 
ANTRÄGE 
 
1.Gehörsrüge gegen die Nicht-Bekanntgabe des o.g. genannten Pkh Antrags an den Gegner 
und Wiedereinsetzung des Pkh-Verfahrens und Bekanntgabe an den Gegner 
 
2. hilfsweise Wiedereinsetzung der Gehörsrüge 
 
3. Es wird Wiedereinsetzung Fristversäumung bei zunächst gestelltem Pkh-Antrag beantragt. 
 
 
hilfsweise 
 
4. Für den Fall, dass das Gericht der Gehörsrüge und hilfsweise der Wiedereinsetzung nicht 
stattgibt, lehnt die Ast die RichterInnen der 80. Kammer, die entschieden haben, den 
vorgenannten Pkh Antrag und Entwurf Teilklage, hilfsweise Zahlung vom 27.02.26 nicht dem 
Gegner bekannt zu geben, wegen Besorgnis der Befangenheit ab. Wohl Richterin 
Rothenbach, Richterin Niemann, Richter Dreßler. Der Befangenheitsantrag wird vorsorglich 
auch gegen die anderen Mitglieder der Kammer gestellt, weil die Ast als juristische Laiin 
nicht weiß, ob diese aktiv involviert sind, oder lediglich von der verfahrensleitenden Richterin 
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aus deren Perspektive, also selektiv informiert werden und unterzeichnen oder mit dem hier 
angegriffenen Verhalten einverstanden sind. 
 
Es wird gebeten, die dienstlichen Äußerungen dann unverzüglich einzuholen und der Ast mit 
Gelegenheit zur Äußerung zuzuleiten, damit das Pkh Verfahren nicht mehr als nötig 
verzögert wird. 
 
5. hilfsweise Wiedereinsetzung des Befangenheitsantrags. 
 
Es wird Prozesskostenhilfe beantragt, um folgende Anträge zu stellen: 
 
6. Antrag auf Wiederaufnahme des Pkh-Verfahrens, weil dieses nichtig war und das Gericht 
nach § 579 ZPO: 
1. wenn das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war; 
2. wenn ein Richter bei der Entscheidung mitgewirkt hat, der von der Ausübung des 
Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen war, sofern nicht dieses Hindernis mittels eines 
Ablehnungsgesuchs oder eines Rechtsmittels ohne Erfolg geltend gemacht ist; 
3. wenn bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, obgleich er wegen Besorgnis 
der Befangenheit abgelehnt und das Ablehnungsgesuch für begründet erklärt war; 
 
 
hilfsweise 
 
7. den Antrages auf Wiederaufnahme eines PKH-Verfahrens als erneuten Antrag auf 
Gewährung von PKH  zu werten und die den Pkh Antrag vom 27.02.26 und den Nachtrag 
vom 01.03.26 dem Gegner bekannt zu geben. 
 
8. Es wird Wiedereinsetzung Fristversäumung bei zunächst gestelltem Pkh-Antrag beantragt.  
 
 
hilfsweise 
 
9.Es wird festgestellt, dass ein Amtshaftungsanspruch (§ 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 
GG) und die Pflicht des Staates zum Schadensersatz dem Grunde nach bestehen. 
 
 
Die Ast ist Erwerbsminderungsrentnerin und bezieht ergänzend Sozialhilfe und ist daher 
außerstande, die Gebühren für eine anwaltliche Vertretung und gerichtliche Verfolgung zu 
erbringen. 
 
Beweis: Prozesskostenhilfeantrag und Anlagen, K 0 
 
BEGRÜNDUNG 
 
zu 1. 
 
a) Nachweis der Kenntniserlangung von einer Verletzung des rechtlichen Gehörs 
In Fällen, in denen sich die Einhaltung der Frist des § 321a ZPO 
 
Am 27.02. gab die Ast den Pkh Antrag bei Gericht ab und machte am 01.03. einen Nachtrag. 
 
Beweis: Eingangsbestätigung bei der Poststelle und Bildfaxsendeprotokoll, K 74 
 
 
Bis Anfang April war die Ast wegen einer schweren Komplikation bei schwerer 
Grunderkrankung akut erkrankt, die Anfang Januar begann. Sodann wurden die 
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liegengebliebenen Sachen nachgeholt und in dieser Sache am 07.04. nachgefragt, ob den 
Gegner bekannt gegeben wurde 
 
Beweis: Nachfrage vom 07.04.25 und Bildfaxsendeprotokoll, K 75 
 
 
Eine Antwort erfolgte nicht. 
 
Am 04.05. beantragte die Ast Pkh für eine einstweilige Verfügung gegen die Kammer auf 
Bekanntgabe an Gegner. 
 
Beweis: Antrag, Einwurf per Bote, K 76 
 
 
Am 06.05., erhalten 14.05. teilte das Gericht unter 80 O 2/26 eV mit, dass der Antrag anders 
ausgelegt worden sei. 
 
Beweis: Schreiben des Gerichts vom 06.05.26, K 77 
 
 
Am 03.06. teilte die Ast mit: 
 
1. 
Zur Angabe die Kammer habe nicht erkannt, dass es sich bei dem Antrag vom  27.02. und dem 
Nachtrag vom 01.03.26, um einen neuen Pkh Antrag gehandelt habe. Der Antrag vom 27.02. war auf 
Seite 1 wie folgt ausgeführt: 
 
Entwurf Teilklage auf Zahlung bezifferten Anspruch der unbezifferten Stufenklage, hilfsweise 
Zahlungsstufe der Stufenklage  
 
Es wird Prozesskostenhilfe beantragt, um folgende Anträge zu stellen 
Antrag auf Teilzahlung 
 
1. Die Gegnerin wird verurteilt, an die Ast  SUMME 500.000.00 zzgl. 5 % Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz ab dem 18.11.21 zu zahlen. 
 
In Bezug auf die weiteren Anträge innerhalb der Stufenklage wird auf die Pkh Bewilligungen 
verwiesen: 
1. Pkh Verfahren 80 O 6/22 Beschluss vom 25.07.23, zugestellt am 26.07.23: Wertermittlung, 
Immobilie, Notarielles Verzeichnis, Eidesstattliche Versicherung, Zahlungsstufe 
2. Pkh Verfahren 51 O 170/25 Beschluss vom 27.10.25: Ergänzung der erbrechtlichen Auskunft über 
wesentliche nicht angegebene Geschenke, Wertermittlungen hieraus. 
 
hilfweise 
Antrag auf Zahlung der Pflichtteils- und Ergänzungsansprüche 
Die Gegnerin wird verurteilt, an die Ast SUMME 636.000,00€ , 
nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz hieraus seit dem 
18.11.21 (wurde im Pkh Verfahren am 11.05.22 gestellt). Da die Beklagte den Tod des Erblassers 
nicht mitteilte, Zinsen für weitere 227 Tage. 
 
 
Die Ast ist Erwerbsminderungsrentnerin und bezieht ergänzend Sozialhilfe und ist daher außerstande, 
die Gebühren für eine anwaltliche Vertretung und gerichtliche Verfolgung zu erbringen. 
 
Beweis: Prozesskostenhilfeantrag und Anlagen, K 0 
 
 
Hieraus nicht erkennen zu können, das es sich um einen weiteren (neuen) Pkh Antrag auf Teilklage 
zur Stufenklage, hilfsweise Zahlungsstufe gehandelt hat- ist schlicht nicht nachvollziehbar. Wie die 
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befassten RichterInnen der Kammer sehr genau wissen, war noch nie ein Antrag auf Teilzahlung von 
500.000€ oder Zahlung von 636.000€ gestellt worden, so dass sich nicht erschliesst, wohin dies ans 
KG hätte versand werden sollen. 
 
Zudem heisst es weiter: 
 
Es wird Prozesskostenhilfe beantragt, um folgende Anträge zu stellen….. Sodann war auch das Pkh 
Formular ausgefüllt und die Nachweise beigelegt. 
 
Zudem war auf der letzten Seite vermerkt: 
 
11. Weitere Anträge, Zustellung an Gegner, Aktenbeiziehung und Antrag auf Anordnung der 
Verbindung mit Az. 51 O 170/25,  Hinweise nach § 139 ZPO 
 
Es wird beantragt an den Gegner zuzustellen. Ansonsten wird um Mitteilung gebeten, warum dies 
nicht möglich ist. 
Aktenbeziehung und Verbindung von 51 O 170/25, es handelt sich um eine beim selben Gericht, 
selben Gegner und selben Streitsach- und Rechtsverhalt und Streitgegenstände, die Anträge 
bedingen sich einander und wurden ergänzend in derselben Sache bewilligt. 
Außerdem wird um Hinweis bezüglich der geltend gemachten Arglist gebeten. 
 
Allgemein wird um Hinweise nach § 139 ZPO gebeten. 
 
Hier wird auch noch einmal deutlich, dass es sich um einen eigenständigen und neuen Pkh Antrag 
handelt. Einen Hinweis, wie das Gericht die Sache aufzufassen gedenkt, erging hingegen nicht. 
 
Zudem war auch die Kopie für den Gegner mitabgegeben worden. Hier beides an ein übergeordnetes 
Gericht zu leiten anstatt an den Gegner,m ist schlichtergreifend absurd. 
 
 
Im Nachtrag vom 01.03. heisst es: 
NACHTRAG zu meinen am 27.02.26 abgegebenen Aktenordner für das Gericht plus einen 
Aktenordner Gegnerkopie 
 
wegen schwerer dauerhafter Erkrankung/ Behinderung wurde folgendes vergessen in die Vorlage zu 
kopieren: 
 
S. 1-2 Anträge: 
 
2. Gfls. wird Wiedereinsetzung Fristversäumung bei zunächst gestelltem Pkh-Antrag beantragt 
(gesetzt den Fall, dass um die Zustellung an den Gegner gerungen werden muss) 
 
 
Auch hieraus ergibt sich nichts anderes, dass ein neuer Pkh Antrag vorliegt und dem Gegner 
zugestellt (bekannt gegeben) werden soll. 
 
 
Auch meine Nachfrage vom 07.04.26, wo erklärt wurde, dass es in Pkh Sachen statt Zustellung 
Bekanntgabe an Gegner und statt eilig wegen Verjährung demnächst heißen muss (wiewohl bei 
juristischen Laien weit auszulegen ist), hat keine Tätigkeit ausgelöst. 
 
Wegen schwerer akuter Komplikation der schweren Grunderkrankung konnte ich nicht vorher 
rückfragen (Sachverhalt und Beweise unter https://vulnerabel-rechtlos.de/ungleichheit-macht-krank-
mcas-trigger-stress-folge-glaukom/; wir haben eine Internetseite zum Fall erstellt, da ein mit 
Steuermitteln migriertes CDU Mitglied eine behinderte Sozialhilfeempfängerin bei 4 Mio€ um 12,5% 
Pflichtteilsansprüche betrügen möchte und bis dato die Gerichte alles dafür tun, dass dagegen nicht 
vorgegangen werden kann; 2024 wurde schon der Landesrechnungshof eingeschaltet, da es ja auch 
darum geht, dem Land Sozialhilfe zu ersparen; augenscheinlich hält auch dies die Richterschaft nicht 
davon ab, weiterhin alles zu tun, um die Rechtsdurchsetzung zu torpedieren). 
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Zudem stimmt auch die Erklärung nicht, man habe angenommen, dass dies ein Nachtrag für ein 
Verfahren am KG gewesen sei- denn es gibt aktuell kein Verfahren am KG aus 80 O 6/22. 
 
2. 
Auch eine Aufklärung erspart man sich. Es ergeht kein Hinweis, wie das Gericht auszulegen gedenkt. 
So dann erschliesst sich auch nicht, wie das Gericht meint, dass die Prozesserklärung dahingehend 
auszulegen war, dass es sich um einen Nachtrag ans Kammergericht handelt. Prozesserklärungen 
sind interessengerecht auszulegen sind, um dem rechtverstandenen Interesse des Erklärenden zu 
entsprechen (OLG Dresden – Az.: 12 W 227/24 – Beschluss vom 26.04.2024). Der BGH hat 
entschieden, dass im Falle von zu ungenau gestellten Anträgen der Parteien seitens des Gerichts auf 
eine sachdienliche Antragstellung hingewirkt werden muss… Dies gebiete der Vertrauensschutz und 
der Anspruch auf ein faires Gerichtsverfahren (BGH, Urteil vom 06.10.2011, Az. I ZR 54/10). Dass hier 
ein ungenauer Antragt vorlag ist schlechterdings auszuschliessen. Hätte er vorgelegen, wie das 
Gericht meint, hätte auf eine sachdienliche Aufklärung hingewirkt werden müssen. 
… 
4. 
Trotz ihrer Aufklärung und dem Hinweis auf die Amtshaftungspflicht möchte ich Akteneinsicht. 
Hiermit bevollmächtige ich meine Pflegeperson, Frigga Wendt, einen Termin unter der 
Telefonnummer 030 9023 2390 oder 2689 unter dem Az. 80 O 6/22, 80 O 2/26 eV zur 
Akteneinsicht für mich zu vereinbaren und mich dahin zu begleiten. 
 
 
5. 
Daher sah ich mich dazu gezwungen, den Antrag auf einstweilige Verfügung zu stellen. 
 
Ich kann derzeit nicht erkennen, ob dieser erste Pkh Antrag auf nachträgliche Teilklage und 
Klageerweiterung mit dem Hilfsantrag Zahlung in Zahlungsstufe jetzt dem Gegner bekanntgegeben 
wurde. 
 
Beweis: Schreiben der Ast und Bildfaxsendeprotokoll, K 78 
 
 
Davon abgesehen ergibt sich auch aus den 80 Seiten Klagebegründung und den 73 
Beweisen, dass hier sachlich ein Zahlungsanspruch berechnet und begründet wurde, 
dergleichen wurden die rechtlichen Grundlagen benannt, zu Pflichtteilsansprüchen, 
Teilklage, Beweislastumkehr bei arglistiger Auskunft im Erbrecht. 
 
 
Zu diesem Antrag erging am 18.05., mit Anschreiben vom 20.05.26 ein Beschluss,worin 
unter Az. 51 O 100/26 mitgeteilt wird, dass der am 27.02.26 unter Az. 80 O 6/22 von der Ast 
selbst gestellte Antrag auf nachträgliche Teilklage zurückgewiesen wird. 
 
Dieser ging am 22.05.26 der Ast zu. 
 
Beweis: Email des Rechtsanwalts Kay Füßlein, K 29 
 
Der Ast wurde erst am Freitag, 05.06. klar, dass dies wohl bedeutet, dass das Gericht 
nicht dem Gegner bekanntgegeben hat. Dies also auch nicht nachgeholt hat. 
 
 
Das Gericht hatte dem Rechtsanwalt Kay Füßlein zugestellt. Dieser hatte die Ast nicht in 
dem Pkh-Verfahren vertreten. 
 
Wiewohl ausweislich: 
Schultzky in: Zöller, Zivilprozessordnung, 34. Aufl. 2022, § 127 ZPO, Rn. 23: 
7) Verlautbarung (§ 127 I 3, III 6)   

Wird in mündl Verh über die PKH entschieden, ist der Beschl zu verkünden. Erhält der ASt 
uneingeschränkt PKH und wird er nicht zu Zahlungen verpflichtet, so ist der Beschl ihm 
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formlos mitzuteilen (§ 329 II 1). Wird die PKH ganz oder teilw verweigert oder wird der 
ASt zu Zahlungen an die Staatskasse verpflichtet, so ist ihm der Beschl zuzustellen, 
weil hierdurch die Beschwerdefrist in Lauf gesetzt wird (§ 329 II 2, § 127 II 2). Die 
Zustellung erfolgt an den bevollmächtigten RA, wenn dieser den ASt bereits im PKH-Verf 
vertreten hatte (§ 172; OLG Hamm v. 12.6.2006 - 1 WF 154/06, FamRZ 2006, 1553). 
 
Das Gericht möchte lediglich versuchen, der schwerbehinderten Ast die Fristen zu 
verkürzen. weil es genau weiß dass diese länger braucht, und auch Anspruch auf längere 
Fristen aus UN-BRK hat, was natürlich auch immer abgelehnt wird. 
 
Es ist nicht zulässig, hier die Fristen zu verkürzen, so dass die Kenntnis des Rechtsanwalts 
nicht zugerechnet werden kann. 
 
Die Fristrechnung beginnt am nächsten Tag, Samstag 23.05. Und da das Fristende auf ein 
Wochenende fällt, endet sie hieraus am Mo 08.06.. 
 
BVerfG, Beschluss vom 03.04.2018, Az. 2 BvR 547/18: bei der Berechnung der Frist der Tag 
der Zustellung der Entscheidung nicht mitzuzählen ist und die Frist erst am Tag danach 
beginnt. Damit bestätigte das BVerfG die allgemeinen Grundsätze der Fristberechnung auch 
für Verfassungsbeschwerden. 

§ 222 Fristberechnung: 

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag oder einen 
Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten Werktages. 
 
 
b) Mit der Umdeutung des Pkh Antrags und der Nicht-Bekanntgabe an den Gegner hat 
das Gericht das rechtliche Gehör (Art. 103 GG) verletzt. 
 
Prozesserklärungen sind interessengerecht auszulegen sind, um dem rechtverstandenen 
Interesse des Erklärenden zu entsprechen (OLG Dresden – Az.: 12 W 227/24 – Beschluss 
vom 26.04.2024). Der BGH hat entschieden, dass im Falle von zu ungenau gestellten 
Anträgen der Parteien seitens des Gerichts auf eine sachdienliche Antragstellung hingewirkt 
werden muss… Dies gebiete der Vertrauensschutz und der Anspruch auf ein faires 
Gerichtsverfahren (BGH, Urteil vom 06.10.2011, Az. I ZR 54/10). 
 
 
c) Die Umdeutung war auch entscheidungserheblich. 
 
Bei der richtigen Deutung wäre der Pkh Antrag dem Gegner zugestellt worden und damit 
wäre eine Hemmung der Verjährung eingetreten. 
 
 
Ausweislich 
Lakkis in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 204 BGB 
(Stand: 13.01.2026):  
132.1    Auch der unzulässige, unschlüssige oder unbegründete PKH-Antrag hemmt 
die Verjährung (OLG Frankfurt, Urteil v. 23.05.2024 - 4 U 2/23 - juris Rn. 69). 
Aktualisierung vom 21.10.2024    ! 
 
 
Die Ablehnung des Pkh Antrags vom 18.05.26 steht dem nicht entgegen, weil 
hiergegen Beschwerde eingelegt wird und nach der Ablehnung dann 6 Monate 
Hemmung bestanden hätte, die jetzt durch das richterliche Verhalten genommen 
wurden. Also die Entscheidung des Gerichts nicht zu zustellen gerade in materielle 
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Rechtskraft erwächst, wenn nicht eine Wiedereinsetzung oder Wiederaufnahme 
erfolgt. Da es hier gerade um Verjährungshemmung geht, ist dies auch gravierend. 
 
Zudem erwachsen Pkh Beschlüsse auch nicht in Rechtskraft, so dass eine 
Bekanntgabe an den Gegner jeder Zeit erfolgen kann und zudem die Pkh Ablehnung 
vom 18.05.26 entgegen dass diese nicht im Sinne des § 114 ZPO begründet war. Es ist 
nicht mal summarisch wiedergegeben, worauf sich die Ablehnung gründet. 
 
 
Die Pkh Ablehnung vom 18.05.26 ist nicht im Sinne des § 114 ZPO begründet. Es ist 
nicht mal summarisch wiedergegeben, worauf sich die Ablehnung gründet. 
 
Davon abgesehen ist der Antrag auf Pkh begründet. Es wird in der Beschwerde noch 
ausführlich darauf eingegangen. 
 
Hier wird schon darauf hingewiesen, dass ausweislich der Pkh Bewilligungen und 
Streitwertbeschlüsse der Antrag begründet ist. 
 
Wert nach dem ersten Pkh Verfahren Az. 80 O 6/22, Beschwerde und Gehörsrüge 19 W 
138/23. 
 
Rechtsfehler: Nur Pkh Bewilligung für Stufenklage u Wertermittlung Immobilie, 
Auskunftsstufe für beendet erklärt, gfls notarielles Verzeichnis. Beschwiegen wurden 
Urkundenbeweise und Rechtslage zu wesentliche Geschenke nicht in der Auskunft 
angegeben und erhebliches (und sämtliches) verschwundenes Geldvermögen und 
Einkommen. 
 
Beweis: Pkh Beschluss des LG Berlin, K 82 
 
Erster Pkh Beschluss des Landgericht Berlin vom 25.07.23, Az. 80 O 6/22  bewilligt hat: 
auf den Seiten 15/16: 
e) 
Bei summarischer Prüfung erfolgversprechend erscheint aber der hilfsweise gestellte Antrag, 
zu Ziff. 1.3., ein notarielles Nachlassverzeichnis vorzulegen, bei dessen Aufnahme die 
Antragstellerin hinzuzuziehen ist. Der Erbe kann zwar die Vorlage eines notariellen 
Nachlassverzeichnisses grundsätzlich entsprechend § 1990 Abs. 1 Satz 1 BGB verweigern, 
wenn kein Aktivnachlass vorhanden ist, aus dem die Kosten für den Notar entnommen 
werden können. Den Nachweis der Dürftigkeit hat aber der Erbe zu führen (OLG München, 
Urteil vom 1. Juni 2017- 23 U 3956/16 -, Rn. 29, juris ). Ob dies gelingt, wird an lässlich der 
Erhebung der Stufenklage zu klären sein…. 
Nach derzeitigem Sachstand erscheinen bei summarischer Prüfung auch die Anträge gemäß 
Ziff. III. Stufenklage Pflichtteil 1.4.1 (Wertermittlung, Verkehrsgutachten Immobilie), 1.4.2  
(Notarielles Verzeichnis zu sich weiteren ergebenden Gegenständen im realen und fiktiven 
Nachlass) sowie 2. Eidesstattlich Versicherung und 3. Zahlungsstufe erfolgversprechend. 
 
 
Da die Auskunftsstufe für beendet erklärt wurde, ist die Gegnerin mit ihrer Behauptung der 
Dürftigkeit durchgedrungen. 
 
Dennoch ist auch die Immobilie werthaltig, die Gegnerin hat diese mit Konstruierten 
Zahlungen belegt und außerdem Sanierungsfälligkeit suggeriert, wiewohl sie diese 
hochwertig modernisiert geschenkt bekam. Sodann sind schon die 
Eigentümergrundschulden auf der Immobilie über 300.000€ ein pflichtteilsauszugleichender 
Wertansatz. 
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Wert nach Klageerhebung am AG Spandau, 13 C 231/24. 
 
Der Streitwertbeschluss vom 23.08.34 nahm zum ersten Mal das erheblich verschwundene 
Geldvermögen, nämlich 1,8 Mio€ war. Womit die Klage wieder ans LG verwiesen wurde. 
 
Beweis:  Streitwertbeschluss des AG Spandau, K 83 
 
 
2. Pkh Verfahren Az. 51 O 170/25, Beschwerde und Gehörsrüge 19 W 139/25. 
Hier wurde die Ergänzung der Auskunft um wesentliche nicht angegebene Geschenke 
bewilligt. 
 
Rechtsfehler; Beschwiegen wurden Urkundenbeweise und Rechtslage zu wesentliche 
Geschenke nicht in der Auskunft angegeben und erhebliches (und sämtliches) 
verschwundenes Geldvermögen und Einkommen bzw. behauptet darüber sei im ersten Pkh 
Verfahren entschieden worden, was nicht der Fall ist. Ausweislich Streitwertbeschluss des 
AG Spandau geht es hier ca. um 1,8 Mio€. 
 
Zweiter Pkh Beschluss des Landgericht Berlin vom 27.10.25,, Az. 51 O 170/25 bewilligt hat: 
auf den Seite 1: 
 
1.3. Insbesondere durch Ergänzung des von ihr mit Schriftsatz ihres 
Prozessbevollmächtigten vom 16.12.2021 erstellten Nachlassverzeichnisses in den  
folgenden Punkten:  
 
a)  
zur Aufnahme als Mitkommanditistin ohne eigene Einlage in der Artemis Research GmbH & 
Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit 
Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 
Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena 
Additives GmbH & Co. KG geändert;  
 
b)  
zu den Patenten des Erblassers:  
503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003, Anmelder/Inhaber Chemtura Vinyl Additives 
GmbH;  50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005, Anmelder/Inhaber IKA Innovative 
Kunststoffaufbereitung GmbH § Co. KG; 50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008, 
Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2008 008 893.8 angemeldet am 
16.07.2008, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2008 003 620.2 
angemeldet am 17.10.2008, Anmelder/Inhaber IKA Innovative Kunststoffaufbereitung GmbH 
§ Co. KG; 10 2010 035 103.2 angemeldet am 23.08.2010, Anmelder/Inhaber J.M. Huber 
Corp., Atlanta, GA, US; 50 2011 013 826.1 angemeldet am 05.08.2011, Anmelder/Inhaber 
J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2011 017 255.9 angemeldet am 05.08.2011, 
Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA; 50 2012 009 930.7 angemeldet am 
16.10.2012, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2014 010 455.1 
angemeldet am 12.02.2014, Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US; 50 2014 
015.882.1 Anmelder/Inhaber J.M. Huber Corp., Atlanta, GA, US. 
 
c)  
für die unentgeltliche Arbeitsleistungen des Erblassers  als Dr. Dipl. chem. als 
Geschäftsführer in der Artemis Verwaltungs GmbH & Co. KG  Handelsregister B AG 
Augsburg HRB 19957, eingetragen am 26.06.2003 und nach Verlegung Sitz Handelsregister 
B AG Darmstadt, HRB 85160, eingetragen am 04.07.2006, (ab 14.12.2007 Catena Additives 
GmbH & Co. KG) vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt des Erblassers am 
22.11.2007: 
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d)  
für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als Dr. Dipl. chem als 
Geschäftsführer, Berater und Forscher in der Artemis Research GmbH & Co. KG, 
Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 5000€ 
und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 31.10.06 
mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & Co. KG 
geändert, vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt der Beklagte am 13.08.2012; 
erhaltene Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer, Berater und Forscher; 
 
e) zu den Geschenke des Erblassers an Dritte, bis dato bekannt:  
monatliche Zahlungen an den Enkel Rafael Wehner-Fleischberger, ab Februar 2012 von der 
Beklagten  selber vorgenommen, insgesamt ca. 6000€); 
 
II.  Antrag auf Wertermittlung des Nachlasses gem. §§ 242, 2311, 2314 BGB,  
 
Die Beklagte wird verurteilt: 
 
2.1. Die Werte nachstehend zum Schenkungsvollzugs durch einen öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen, hilfsweise durch einen unabhängigen und unparteiischen 
Sachverständigungen zu ermitteln und der Klägerin je eine Ausfertigung des erstellten 
Sachverständigengutachtens vorzulegen. 
 
a) 
für ihre Beteiligung als Gesellschafterin, hier für ihre Aufnahme als Mitkommanditistin ohne 
eigene Einlage in der Artemis Research GmbH & Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg 
HRA 14583, eingetragen am 27.06.2003 mit Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz 
Handelsregister A AG Darmstadt, HRA 83132 Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 
22.11.2007 wurde der Firmenname in Catena Additives GmbH & Co. KG geändert. Dabei 
sind die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen (Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen 
mit Anhängen, Anlagespiegel, Kontenübersichten, zugrunde liegende Geschäftsbücher und 
Belegen, falls Abschlussbilanzen erstellt wurden auch diese) an die Klägerin herauszugeben; 
b) 
für die Patente des Erblassers: 
ausweislich der Datenbank des Deutschen Patent- und Markenamts sind dort folgende 
anhängigen/in Kraft seienden Patente mit dem Erblasser als Erfinder verzeichnet (es werden 
die Aktenzeichen angegeben): 
503 08 475.1 angemeldet am 20.12.2003 
50 2005 008 395.4 angemeldet am 23.06.2005 
50 2008 006 004.9 angemeldet am 16.07.2008 
50 2008 008 893.8 angemeldet am 16.07.2008 
50 2008 003 620.2 angemeldet am 17.10.2008 
10 2010 035 103.2 angemeldet am 23.08.2010 
50 2011 013 826.1 angemeldet am 05.08.2011 
50 2011 017 255.9 angemeldet am 05.08.2011 
50 2012 009 930.7 angemeldet am 16.10.2012 
50 2014 010 455.1 angemeldet am 12.02.2014 
50 2014 015.882.1 angemeldet am 12.02.2014 
und  die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen die Klägerin  herauszugeben; 
 
c) 
für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des Erblassers als Geschäftsführer als Dr. Dipl. 
Chem. in der Artemis Verwaltungs GmbH & Co. KG, Handelsregister B AG Augsburg HRB 
19957, eingetragen am 26.06.2003 und nach Verlegung Sitz Handelsregister B AG 
Darmstadt, HRB 85160, eingetragen am 04.07.2006, 14.12.2007 geändert in Catena 
Additives GmbH & Co. KG)  vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum Austritt des 
Erblassers am 22.11.2007. Dabei sind die zur Wertermittlung nötigen Unterlagen (Bilanzen, 
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Gewinn- und Verlustrechnungen mit Anhängen, Anlagespiegel, Kontenübersichten, 
zugrunde liegende Geschäftsbücher und Belegen, falls Abschlussbilanzen erstellt wurden 
auch diese) an die Klägerin  herauszugeben; 
 
d) 
ein Sachverständigengutachten (zu löschen) für die unentgeltlichen Arbeitsleistungen des 
Erblassers als Dr. Dipl. Chem. als Geschäftsführer, Berater und Forscher in der Artemis 
Research GmbH & Co. KG, Handelsregister A AG Augsburg HRA 14583, eingetragen am 
27.06.2003 mit Einlage 5000€ und nach Verlegung Sitz Handelsregister A AG Darmstadt, 
HRA 83132 Einlage am 31.10.06 mit 180.000€, am 22.11.2007 wurde der Firmenname in 
Catena Additives GmbH & Co. KG geändert, vom Zeitpunkt der Firmengründung bis zum 
Austritt der Beklagten am 13.08.2012, von einem unparteiischen Sachverständigen 
einzuholen und der Klägerin vorzulegen (zu löschen). Dabei sind die zur Wertermittlung 
nötigen Unterlagen (Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen mit Anhängen, 
Anlagespiegel, Kontenübersichten, zugrunde liegende Geschäftsbücher und Belegen, falls 
Abschlussbilanzen erstellt wurden auch diese) die Klägerin herauszugeben; 
 
Beweis: Pkh Beschluss des LG Berlin II, K 84 
 
 
Nachdem die Klage vom 30.12.25 endlich akzeptiert wurde, erging am 18.05. ein 
Streitwertbeschluss in Höhe von 225.000€ 
 
Beweis: Streitwertbeschluss, K 85 
 
 
Damit ist der Pkh Antrag auf nachträgliche Teilklage und auch der Hilfsantrag auf 
Zahlungsstufe vom 27.02.26 keineswegs unbegründet. Und auch hieraus kann die arglistige 
Auskunft der Gegnerin deutlich erkannt werden, die Dürftigkeit angegeben hat- wiewohl der 
Nachlass erheblich werthaltig war, nämlich über 500.000€. 
 
Zudem war in dem Antrag auch erklärt worden, dass mittlerweile auch zur Versorgung 
des Erblasser Stellung genommen werden kann und hier keine Abzüge zu Gunsten 
der Gegnerin entstehen. Die Gerichte haben zwar nicht als Erbunwürdigkeit gesehen, 
dass: 
 
Die erbrechtliche Gegnerin hatte jede Garantenstellung inne und war zu dessen 
Gesundheitssorge verpflichtet. 
Nachweislich fanden ab 2012, als der Erblasser kein Zugriff mehr auf sein Vermögen 
und Einkommen hatte, folgende arztseits empfohlene wichtige Behandlungen und 
Therapien (CPAP Therapie Schlafapnoe, Abklärung Seltener Erkrankung 
Humangenetik, Myasthenes Syndrom etc., kein ambulanter Neurologe mehr u.A.) 
nicht und dringend sofort empfohlene über 8 Monate später, als es schon zu spät war 
(Behandlung der schweren neurogenen Dysphagie), statt. Insbesondere solche, wo 
Zuzahlung oder Selbstzahlung anstand oder die die Testierunfähigkeit weiter bestätigt 
hätten. Zuvor war der Erblasser sehr eifrig mit Suche und Behandlung seiner 
Erkrankungen beschäftigt, reiste dafür und nahm Therapien gerne an. Dies ergibt sich 
aus allen umfangreichen Patientenakten des Erblasser über 20 Jahre zurück. Die die 
Ast nach § 630g BGB besorgt hatte, und diese auch mit Erfolg für eigene Verläufe und 
Prävention für seltene Erkrankungen durchgesehen hatte. 
Zudem hatte die Ast mittlerweile die Nicht- bzw. deutlich verspätete Behandlung des 
Erblassers wegen Dysphagie bewerten lassen können: Ein Zusammenhang zwischen 
Lebensqualität, Komplikationsraten oder sogar einem tödlichen Verlauf einer Dysphagie und 
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der frühzeitigen qualifizierten, hochfrequenten ressourcen- und funktionsorientierten 
Dysphagietherapie sowie standardisierten klinischen und bildgebenden Diagnostik ist 
aufgrund der aktuellen Studienlage, Erfahrungswerte aus klinischer und ambulanter 
Behandlung von Patienten mit Dysphagien jeder Ätiologie nicht auszuschließen oder sogar 
hochwahrscheinlich. 
 
Hieraus Versorgungsleistungen geltend machen zu wollen, ist schlechterdings nicht möglich. 
 
 
RECHTSGRUNDLAGE GEHÖRSVERLETZUNG 
 
Das Grundgesetz sichert rechtliches Gehör im gerichtlichen Verfahren durch das 
Verfahrensgrundrecht des Art. 103 Abs. GG. Rechtliches Gehör ist nicht nur ein 
"prozessuales Urrecht" des Menschen, sondern auch ein objektivrechtliches 
Verfahrensprinzip, das für ein rechtsstaatliches Verfahren im Sinne des Grundgesetzes 
schlechthin konstitutiv ist (vgl. BVerfGE 55, 1).  
 
„Rechtliches Gehör sichert den Parteien ein Recht auf Information, Äußerung und 
Berücksichtigung mit der Folge, dass sie ihr Verhalten im Prozess eigenbestimmt und 
situationsspezifisch gestalten können. Insbesondere sichert es, dass sie mit Ausführungen 
und Anträgen gehört werden." (BVerfG, Beschl. v. 30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = 
BVerfGE 107, 395). 
 
,,Art. 103 Abs. 1 GG steht daher in einem funktionalen Zusammenhang mit der 
Rechtsschutzgarantie (vgl. BVerfGE 81, 123). Diese sichert den Zugang zum Verfahren, 
während Art. 103 Abs. 1 GG auf einen angemessenen Ablauf des Verfahrens zielt: Wer bei 
Gericht formell ankommt, soll auch substantiell ankommen, also wirklich gehört werden. 
Wenn ein Gericht im Verfahren einen Gehörsverstoß begeht, vereitelt es die Möglichkeit, 
eine Rechtsverletzung vor Gericht effektiv geltend zu machen." (BVerfG, Beschl. v. 
30.04.2003, 1 PBvU 1/02, Rn. 38 ff. = BVerfGE 107, 395). 
 
"Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verpflichtet Art. 103 
Abs. 1 GG das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen 
und in Erwägung zu ziehen. Dabei soll das Gebot des rechtlichen Gehörs als 
Prozessgrundrecht sicherstellen, dass die von den Fachgerichten zu treffende Entscheidung 
frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme und 
Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien haben." (BVerfG, Beschl. v. 
08.04.2004, 2 BvR 743/03, Rn. 11.). 
 
Von einer Verletzung des Rechts auf Gehör ist auch dann auszugehen, wenn die 
Begründung der Entscheidung des Gerichts nur den Schluss zulässt, dass sie auf einer 
allenfalls den äußeren Wortlaut, aber nicht den Sinn des Vortrags der Partei erfassenden 
Wahrnehmung beruht (BGH, Beschl.. v. 29.10.2019- 1 U 139/19). 
 
 
Damit ist auch der Vorgang als Gehörsverletzung zu werten: der Antrag wurde nicht 
wahrgenommen und der Antrag als solcher nicht erfasst. 
 
 
Die Anhörungsrüge ist im Pkh Verfahren zulässig (Anders/Gehle, ZPO, 84. Auflage, 
2026, § 119 ZPO, Rn. 38: Gehörsrüge gehört mit zum Rechtszug) und auch begründet. 
 
SG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 29.09.2010 - L 20 AS 1711/10 B RG BeckRS 2010, 
74017: 
Das Gebot des wirkungsvollen Rechtsschutzes welches der Gehörsrüge zugrunde liegt 
erfordert es jedoch dennoch, eine Rüge der Gehörsverletzung auch in Zwischenverfahren zu 
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ermöglichen, wenn in diesen Verfahren abschließend entschieden wird und die 
Entscheidung später nicht mehr im Rahmen einer Inzidentprüfung korrigiert werden kann 
(BVerfG v. 06. Mai 2010, BVERFG Aktenzeichen 1BVR9610 1 BvR 96/10, juris, 
Orientierungssatz 2a). 
 
Die Frage der Wiedereinsetzung und Bekanntgabe an den Gegner ist eine 
entscheidungserhebliche Sach- und Rechtsfrage, weil die unbemittelte Person der 
Bemittelten in Sachen Verjährungshemmung von Rechtsbehelfen gleichgestellt 
werden muss, ein erneuter Pkh Antrag in derselben Sache keine Hemmungswirkung 
mehr entfaltet und die Entscheidung auch nicht im Beschwerdeverfahren angefochten 
werden kann. 
 
Die nicht anwaltlich vertretene Ast hat mehrfach auf Bekanntgabe an den Gegner wegen 
Verjährung demnächst gedrungen. 
 
Das Gericht hat bis dato entgegen BVerfG (3. Kammer des Ersten Senats), Beschluss vom 
19. 7. 2010 - 1 BvR 1873/09 (Verjährung gem. § BGB § 204 BGB § 204 Absatz I Nr. 14 BGB 
durch erstmalige Stellung eines Antrags auf Gewährung von Prozesskostenhilfe beim 
Erstgericht sei nicht eingetreten, weil der (anwaltlich vertretene) Kläger in zumutbarer Weise 
das Erstgericht nicht rechtzeitig auf die drohende Verjährung der Forderung hingewiesen 
und so die – erst mit mehrjähriger Verspätung erfolgte – Bekanntgabe des Antrags an den 
Gegner nicht „demnächst” veranlasst habe.) die Hemmung der Verjährung verhindert.) 
 
Ebd.[19] : 
„Gerade in der Anfangsphase eines Rechtsstreits, in welcher es darum geht, dass 
dem Gegner in verjährungshemmender Weise die Klage oder die Antragsschrift 
„demnächst” zugeht, sehen sich bemittelte und unbemittelte Partei somit 
gleichartigen Anforderungen ausgesetzt. Sie sind jeweils für den Fall, dass das 
Gericht die Eilbedürftigkeit eines solchen Zugangs beim Gegner nicht erkennen sollte, 
gehalten, hierauf – erforderlichenfalls durch zusätzliche Hinweise und Anträge – 
hinzuwirken) mit diesem Antrag weiterhin darauf hingewirkt, dass das Gericht dem 
Gegner bekannt gibt.“ 
 
Daher wird mit diesem Antrag erneut daraufhin gewirkt. 
 
Ausweislich BGH, Urteil vom 24. 1. 2008 - IX ZR 195/06, NJW 2008, 1939 liegt auch die 
Rechtsgrundlage dafür liegt vor: 
Die Einreichung eines Prozesskostenhilfeantrags bewirkt keine Verjährungshemmung, 
wenn das Gericht die Bekanntgabe an den Gegner nicht veranlasst. Beantragt der 
Antragsteller, unabhängig von den Erfolgsaussichten des Prozesskostenhilfegesuchs 
dessen Bekanntgabe an die Gegenseite zu veranlassen, muss das Gericht diesem 
Ersuchen entsprechen. 
 
Denn der Anspruch verjährt sonst, die Unterlassung löst aber einen 
Amtshaftungsanspruch aus (Lakkis in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, 
jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 204 BGB (Stand: 13.01.2026):  
OLG Frankfurt hat sich mit der Frage befasst, inwiefern ein Amtshaftungsanspruch entsteht, 
wenn ein Gericht einen PKH-Antrag nicht zur Bekanntgabe weiterleitet, so dass die 
Verjährungshemmung des § 204 Abs. 1 Nr. 14 BGB nicht eintritt und der Anspruch letztlich 
verjährt… Unterlässt er dies (Antrag auf Bekanntgabe wegen Verjährung demnächst), 
bestehe auch kein Amtshaftungsanspruch wegen der eingetretenen Verjährung.) Hier hat 
die Ast aber mehrfach darauf gedrungen und auch erklärt, dass eine 
Gewährleistungspflicht nach Art 12 Abs. 5 UN-BRK auf Teilhabe am Familienvermögen 
besteht.  
 
Zudem muss auch ein später an den Gegner bekannt gegebener Pkh Antrag hemmen, 
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analog Lakkis in: Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. 
Aufl., § 204 BGB (Stand: 13.01.2026) Rn 15: 
„ Eine Verjährungshemmung durch Klageerhebung nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB 
kommt damit auch dann in Betracht, wenn zwischen der fristgerechten Einreichung 
der Klageschrift und der Zustellung an den Beklagten durch das Gericht eine 
Verzögerung von über vier Monaten eintritt, soweit die Verzögerung im Einzelfall nicht 
von der Partei oder ihrem Prozessbevollmächtigten hätte vermieden werden 
können.65 Bei der Beurteilung, ob die Zustellung „demnächst“ i.S.d. § 167 ZPO erfolgt 
ist, darf nicht allein auf eine rein zeitliche Betrachtungsweise abgestellt werden. 
Andernfalls würden Verzögerungen innerhalb des gerichtlichen Geschäftsbetriebes 
den Parteien zum Nachteil gereichen. Der BGH spricht sich damit auch gegen eine 
absolute zeitliche Höchstgrenze aus.“ 
 
Zumal dergleiche Pkh Antrag auch nicht noch mal wiederholt werden kann 
(BGH, Beschluss vom 16.12.2008 - VIII ZB 78/06, BGH NJW 2009, 857). 
 
Und auch nur der erste Pkh Antrag in der Sache hemmt (Lakkis in: 
Herberger/Martinek/Rüßmann/Weth/Würdinger, jurisPK-BGB, 10. Aufl., § 204 BGB (Stand: 
13.01.2026) Rn 128: Die Veranlassung der Bekanntgabe des erstmaligen Antrags auf 
Gewährung von Prozesskostenhilfe. Maßgeblich dafür, ob der Antrag „erstmalig“ gestellt 
wurde oder nicht, ist lediglich der Zeitraum nach dem 01.01.2002.406 Das bloße Einreichen 
eines Prozesskostenhilfeantrags reicht nicht aus, um die Verjährungshemmung gemäß § 
204 Abs. 1 Nr. 14 HS. 1 BGB zu bewirken – es muss darüber hinaus das Gericht die 
Bekanntgabe an den Gegner veranlasst haben.407 Es handelt sich um eine neue Regelung, 
die die bisherige Rechtsprechung zur Unterbrechungswirkung von PKH-Anträgen modifiziert. 
Zur Vermeidung missbräuchlicher Einreichung von PKH-Anträgen löst ein derartiger Antrag 
nur einmalig Hemmungswirkung aus. Andererseits ist aber nicht mehr erforderlich, dass der 
Antrag begründet ist, wie dies früher von der Rechtsprechung gefordert wurde.408 Der 
Regierungsentwurf forderte ausdrücklich die Rechtsprechung auf, die Mindestanforderungen 
neu zu bestimmen, insbesondere unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Missbrauchsgefahr stark eingeschränkt wurde.409“) 
 
 
Zu 2. 
Hilfsweise wird Wiedereinsetzung beantragt, da wegen schwerer Behinderung längere 
Fristen benötigt werden und diese nach UN-BRK auch zustehen. 
 
Der am 07.05.26 von der Hausärztin der Klägerin ausgestellte Befundbericht zur 
Verlängerung der vollen Erwerbsminderungsrente listet mittlerweile neben der bereits aus 
dem Verfahren bekannten schweren Fatigue und chronische Schmerzen (u.a. erfüllte 
Leitsymptome aus der Diagnose des Ehlers-Danlos Syndrom vom 27.01.20) folgende 
Symptome: starke Erschöpfung und Brainfog, Probleme Kognition (Gedächtnis, 
Aufmerksamkeit, Konzentration, Orientierung). 
 
Beweis: Anschreiben und Befundbericht an die DRV vom 07.05.26, K 80 
Daher wurde am 20.05.26 die befristete volle Erwerbsminderungsrente in eine Dauerrente 
umgewandelt. 
 
Beweis: Bescheid DRV vom 20.05.26, K 81 
 

Auch die Gehörsrüge und in Verbindung mit der Wiedereinsetzung in den Vorigen 
Stand ist statthaft. 
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Zudem sind folgende Grundrechte verletzt: 
 
Art. 19 I, II, IV (Justizgewährleistung (Rechtsschutz, Verfahrensgrundsätze), Effektiver 
Rechtsschutz  
 
Art. 19 Abs. 4 GG enthält ein Grundrecht auf effektiven und möglichst lückenlosen 
richterlichen Rechtsschutz gegen Akte der öffentlichen Gewalt (BVerfGE 8, 274 (326); 67, 43 
(58); 96, 27 (39); 104, 220 /231); st. Rspr). Die grundgesetzliche Garantie umfasst den 
Zugang zu den Gerichten, die Prüfung des Streitbegehrens in einem förmlichen Verfahren 
sowie die verbindliche gerichtliche Entscheidung (BVerfGE 107, 395 (401)). Der Bürger hat 
einen substantiellen Anspruch auf eine möglichst wirksame gerichtliche Kontrolle (BVerfGE 
40, 272 (275); 93, 1 (13); st. Rspr). 

„19 Abs. 4 GG gewährleistet ein Grundrecht auf wirksamen Rechtsschutz gegen Akte der 
öffentlichen  Gewalt, soweit diese in Rechte des Betroffenen eingreifen. Art. 19 GG enthält 
ein Grundrecht auf effektiven und möglichst lückenlosen richterlichen Rechtsschutz gegen 
Akte der öffentlichen Gewalt. (BVerfGE 8, 274 (326); 67,43 (58); 96,27 (39); 104,220 (23 1); 
NJW 2005, 1999 (2001) st. Rspr.) Die grundgesetzliche Garantie umfasst den Zugang zu 
den Gerichten, die Prüfung des Streitbegehrens in einem förmlichen Verfahren sowie die 
verbindliche gerichtliche Entscheidung. (BVerfGE 107,395 (401)- Plenum) Der Bürger hat 
einen substantiellen Anspruch auf eine möglichst wirksame gerichtliche Kontrolle. (BVerfGE 
40, 272 (275); NJW 2005, 22 889 (2294)) Die Effektivität des Rechtsschutzes wird in erster 
Linie von den Prozessordnungen gewährleistet. (BVerfGE 
94,166(213);NJW2005,1999(2001)) …  Die Rechtsschutzgarantie gilt nicht nur für den ersten 
Zugang zum Gericht, sondern für die Ausgestaltung des gesamten Verfahrens. (BVerfGE 
40,272 (275); 88, 118 (125): NJW 2005, 1999 (2001)) Sie gewährleistet zwar keinen 
Anspruch auf einen Instanzenzug. Wird dieser aber von den Prozessordnungen eröffnet, 
dann gebietet Art. 19 Abs. 4 GG wirksamen Rechtsschutz zu allen von der Prozessordnung 
zur Verfügung gestellten lnstanzen. (BVerfGE 104, 220 (232); NJW 2005, 1999 (2001). Sie 
gewährleistet auch keinen Anspruch auf mündliche Verhandlung, BVerfG NJW 2005, 1999 
(2000)) Die Garantie effektiven Rechtsschutzes richtet sich auch an den die 
Verfahrensordnung anwendenden Richter. (BVerfGE 97,298 (315); NJW 2005, 1999 (2001)) 
Das Gericht darf ein von der Verfahrensordnung eröffnetes Rechtsmittel nicht ineffektiv 
machen und für den Beschwerdeführer "leer Laufen" lassen. (BVerfGE 78, 88 (99); 96, 27 
(39); NJW 2005, 1999 (2001) Das Rechtsstaatsgebot verbietet es dem Gericht, bei der 
Auslegung und Anwendung der verfahrensrechtlichen Vorschriften den Zugang zu den in 
den Verfahrensordnungen eingeräumten Instanzen von Voraussetzungen abhängig zu 
machen, die unerfüllbar oderunzumutbar sind oder den Zugang in einer Weise erschweren, 
die aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigen ist.(BVerfGE 36,45 (70 f.); 74,228 (234); 
77, 275 (284); 78,88 (99); NJW 2005, 1999 (2001).“ (aus:  Zuck, Das Recht der 
Verfassungsbeschwerde, 2017, 176 f.) 
 
„Das verfassungsrechtliche Gebot, den Rechtsweg nicht in unzumutbarer Weise zu 
erschweren, zwingt die Rechtsmittelgerichte bei der Prüfung der Zulassungsgründe 
außerdem dazu, den Vortrag des jeweiligen Antragstellers angemessen zu würdigen (vgl. 
BVerfG 10.09.2009, 1 BvR 814/09, NJW 2009, 3642 3643, Rn. 26).“ (BVerfG, Beschl. v. 
22.08.2011, 1 BvR 1764/09, LS 2). 
 
„Der Bürger hat einen Anspruch auf eine möglichst wirksame gerichtliche Kontrolle in allen 
ihm von der Prozessordnung zur Verfügung gestellten Instanzen […], wobei es keinen 
Unterschied macht, ob es sich um Eingriffe in geschützte Rechtspositionen oder die 
Versagung gesetzlich eingeräumter Leistungsansprüche handelt […]. Aus der Garantie 
effektiven Rechtsschutzes folgt grundsätzlich die Pflicht der Gerichte, die angefochtenen 
Verwaltungsakte in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht vollständig nachzuprüfen. Das 
schließt eine Bindung der rechtsprechenden Gewalt an tatsächliche oder rechtliche 
Feststellungen und Wertungen seitens anderer Gewalten hinsichtlich dessen, was im 
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Einzelfall rechtens ist, im Grundsatz aus.“ (BVerfG, Beschl. v. 31. 05. 2011 - 1 BvR 857/07 = 
NVwZ 2011, 1062). 
Prozesskostenhilfe 
Auch die Möglichkeit der Prozesskostenhilfe wird nach dem BVerfG aus dem Recht auf 
effektiven und gleichen Rechtsschutz abgeleitet.[ Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 
26. September 2020 - 2 BvR 1942/18, Rn. 11] Dieses Recht folge für die öffentlich-rechtliche 
Rechtsprechung aus Art. 3 GG, Art. 19 Abs. 4 GG.[ebd.] Dieses schreibe „eine weitgehende 
Angleichung der Situation von Bemittelten und Unbemittelten bei der Verwirklichung des 
Rechtsschutzes“[ebd.] vor. Es sei allerdings verfassungsgemäß, die Gewährung von 
Prozesskostenhilfe von zutreffenden Erfolgsaussichten und fehlender Mutwilligkeit abhängig 
zu machen.[ebd.] 
 
Ferner die Gerichte, dürfen einer unbemittelten Partei die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung nicht unverhältnismäßig erschweren (BVerfGE 81, 347, 358; 
BVerfG, Beschluss vom 28.08.2014 – 1 BvR 3001/11 14). 
 
 
Art. 2 I  i. V. m. Art. 20 III (Allgemeines Prozessgrundrecht auf ein faires Verfahren; 
Grundrecht auf wirkungsvollen Rechtsschutz bzw. Verfahrensgrundrecht auf 
Gewährung wirkungsvollen Rechtsschutzes) 
 
Hierzu: „Zu den wesentlichen Grundsätzen eines rechtsstaatlichen Verfahrens zählt das 
Recht auf ein faires Verfahren […]. Es erschöpft sich nicht in der Selbstbeschränkung 
staatlicher Mittel gegenüber den beschränkten Möglichkeiten des Einzelnen, die sich in der 
Verpflichtung niederschlägt, daß staatliche Organe korrekt und fair zu verfahren haben […]. 
Als ein unverzichtbares Element der Rechtsstaatlichkeit des Strafverfahrens und daran 
anknüpfender Verfahren gewährleistet es dem Betroffenen, prozessuale Rechte und 
Möglichkeiten mit der erforderlichen Sachkunde selbständig wahrnehmen und Übergriffe der 
im vorstehenden Sinn rechtsstaatlich begrenzten Rechtsausübung staatlicher Stellen oder 
anderer Verfahrensbeteiligter angemessen abwehren zu können.“ (BVerfG, Beschl. v.  
8.10.1974, 2 BvR 747/73, Rn. 16.) 
 
In der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung ist geklärt, dass der aus dem 
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 III GG) in Verbindung mit den Grundrechten, insbesondere Art. 2 
II GG, abzuleitende Justizgewährungsanspruch das Recht auf Zugang zu den Gerichten und 
eine grundsätzlich umfassende tatsächliche und rechtliche Prüfung des Streitgegenstands 
sowie eine verbindliche Entscheidung durch den Richter gewährleistet (BVerfGE 54, 277 
(291); 107, 395 (401); 108, 341 (347)). Der Weg zu den Gerichten darf zwar von der 
Erfüllung und dem Fortbestand bestimmter formaler Voraussetzungen abhängig gemacht 
werden (BVerfGE 9, 194 (199 f.); 40, 272 (274); 77, 275 (284); st. Rspr). Der Zugang zu den 
in den Verfahrensordnungen eingeräumten Instanzen darf aber nicht in unzumutbarer, aus 
Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise erschwert werden (BVerfGE 40, 272 (274 
f.); 54, 94 (97); 77, 275 (284); 78, 88 (99); 88, 118 (124)). Insbesondere darf ein Gericht nicht 
durch die Art der Handhabung verfahrensrechtlicher Vorschriften den Anspruch auf die 
gerichtliche Durchsetzung des materiellen Rechts unzumutbar verkürzen (BVerfGE 84, 366 
(369). Eröffnet das Prozessrecht eine weitere Instanz, so muss auch in diesem Rahmen eine 
wirksame gerichtliche Kontrolle gewährleistet sein (BVerfGE 40. 272 (274 f.); 54, 94 (96 f.); 
96, 27 (39)). Das Rechtsmittelgericht darf ein von der jeweiligen Prozessordnung eröffnetes 
Rechtsmittel daher nicht ineffektiv machen und für den Beschwerdeführer leerlaufen lassen 
(BVerfGE 78. 88 (98 f.); 96, 27 (39)). Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Gesetzgeber mit 
dem Rechtsmittel der Revision auch nach der Zivilprozessreform im Jahr 2002 sowohl 
Individualbelange der Einzelfallgerechtigkeit als auch Allgemeinwohlbelange verfolgt 
(BVerfGK 2. 213 (217)). Das Rechtsmittel der Revision dient auch nach der 
Zivilprozessreform im Jahr 2002 sowohl Individual- als auch Allgemeinwohlbelangen 
(BVerfG. 08.01.2004. 1 BvR 864/03, BVerfGK 2, 213 (217)).  
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Inhalt und Reichweite des Klagebegehrens - werden nicht allein durch den Wortlaut des 
Antrags bestimmt. Dieser ist unter Berücksichtigung der Klagebegründung auszulegen 
(BGH, Urteil vom 1. Dezember 1997 - II ZR 312/96, BGH, NJW-RR 1998, 1005; Urteil vom 
21. Februar 2012 - X ZR 111/09, NJW-RR 2012, 872 Rn. 23). Denn der prozessuale 
Anspruch im Sinne des § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO wird durch den Klageantrag, in dem sich die 
vom Kläger in Anspruch genommene Rechtsfolge konkretisiert, und den Lebenssachverhalt 
(Anspruchsgrund), aus dem der Kläger die begehrte Rechtsfolge herleitet, festgelegt (BGH, 
Urteil vom 17. März 2016 - IX ZR 142/14, juris Rn. 17; Urteil vom 23. Juni 2015 - II ZR 
166/14, ZIP 2015, 1701 Rn. 14). Bei der Auslegung des Klageantrags ist im Zweifel wegen 
des verfassungsrechtlichen Anspruchs auf effektiven Rechtsschutz und rechtliches Gehör 
das als gewollt anzusehen, was nach den Maßstäben der Rechtsordnung vernünftig ist und 
der recht verstandenen Interessenlage der erklärenden Partei entspricht (vgl. BGH, 
Beschluss vom 20. Januar 2016 - I ZB 102/14, MDR 2016, 411 Rn. 15; Beschluss vom 27. 
Januar 2015 - II ZR 191/13, juris Rn. 10). 

Dabei unterliegt die inhaltliche Bewertung des Klageantrags durch das Berufungsgericht der 
uneingeschränkten Überprüfung in der Revisionsinstanz. Denn es steht die Auslegung einer 
Prozesserklärung in Frage, die das Revisionsgericht nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs ohne Einschränkung nachprüfen darf (vgl. nur BGH, Urteil vom 13. 
Oktober 2015 - II ZR 281/14, NJW 2016, 1083 Rn. 15; Urteil vom 17. September 2015 - I ZR 
92/14, DB 2016, 827 Rn. 40; Urteil vom 12. Dezember 2014 - V ZR 53/14, NJW-RR 2015, 
583 Rn. 8; Urteil vom 4. Juli 2014 - V ZR 298/13, NJW 2014, 3314 Rn. 15). 
 
„Das Recht auf ein faires Verfahren wird aus den sachlichen Gegebenheiten konkretisiert. 
Eine Verletzung liegt vor, wenn eine Gesamtschau auf das Verfahrensrecht auch in seiner 
Auslegung und Anwendung durch die Fachgerichte ergibt, dass rechtstaatlich zwingende 
Folgerungen nicht gezogen worden sind oder rechtsstaatlich unverzichtbares preisgegeben 
worden ist.“ (BVferG, Beschl. v. 07.12.2011, 2 BvR 2500/09, Rn. 111) 
 
 
Es wird daraufhin gewiesen, dass auch der Gegner nicht gehört wurde- was ein 
gravierender Verfahrensfehler und auch mit der Gehörsrüge angegriffen wird. 
 
 
zu 4. 
 
Bereits im ersten erbrechtlichen Pkh Verfahren Az 80 O 6/22 am 27.12.23 sah sich die Ast 
gezwungen gegen die vorbenannten RichterInnen der 80. Kammer einen 
Befangenheitsantrag zu stellen, weil der Pkh Beschluss vom 25.07.23, K 82 den 
entscheidungserheblichen Vortrag zu wesentlichen nicht angegebenen Geschenken in der 
erbrechtlichen Auskunft der erbrechtlichen Gegnerin, Alleinerbin und Beschenkte und 
erheblichen (und sämtlichen) verschwundenen Geldvermögen und Einkommen des 
Erblassers und die Urkundenbeweise dazu nicht wahrgenommen haben. 
 
Beweis: Befangenheitsantrag vom 27.12.23 ohne Anlagen, K 86 
 
 
Wiewohl dieser abgelehnt wurde, zeigen doch 
K 83 Streitwertbeschluss vom 23.08.24 über das verschwundene Geldvermögen von 1,8 
Mio€, K 84  zweite Pkh Bewilligung vom 25.10.25, K 85 über die Ergänzung der 
erbrechtlichen Auskunft über wesentliche nicht angegebene Geschenk und K 85 
Streitwertbeschluss dazu über den Anteil von 12,5% in Höhe von 225.000€, dass der 
Befangenheitsantrag begründet war. Und auch schwer wiegt, den Schutzpflichten aus UN-
BRK nicht nachgekommen zu sein, die schon damals vorlagen. 
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Im Pkh Antrag mit Entwurf Teilklage, hilfsweise Zahlung vom 27.02.26 war zudem auf 
die Gewährleistungspflicht des Erbrechts des Art 12 Abs. 5 UN-BRK hingewiesen 
worden, es waren Hinweise nach § 139 ZPO beantragt worden, zudem war der Antrag 
und die Sachlage deutlich, dergleichen im Nachtrag vom 01.03. war noch einmal auf 
die Bekanntgabe dem Gegner hingewiesen wurden, es war als eilige bezeichnet 
worden und am 07.04. noch einmal nachgefragt und explizit Bekanntgabe an Gegner 
wegen Verjährung demnächst beantragt worden. Eine Antwort erfolgte zu Gegner Zeit 
keiner Zeit. 
 
Im Verfahren 80 O 100/26 erhielt die Ast dann die Auskunft, die Kammer habe gemeint, 
es handle sich um einen Nachtrag in einem nicht weiter spezifizierten Verfahren am 
KG. 
 
Offensichtlich torpediert die Kammer die Durchsetzung der Ansprüche weiterhin, 
dergestalt, dass der Ast nun das Recht auf Hemmung als Unbemittelte Person 
verlustig gehen soll- obwohl erhöhte Pflichten aus UN-BRK bestehen. 
 
Das zunächst hilfsweise Ablehnungsgesuch wurde auch unverzüglich gestellt, innerhalb von 
2 Wochen (44 Abs. 4 Satz 2 ZPO), hilfsweise wegen schwerer Behinderung 
Wiedereinsetzung. 
 
 
RECHTSLAGE BEFANGENHEITSANTRAG 
 
Ausweislich BFH, Beschluss vom 23. Oktober 2007 – XI B 110/07 Leitsatz: 
Die für einen Prozessbeteiligten ungünstige Rechtsauffassung eines Richters in einem 
früheren Rechtsstreit ist kein Ablehnungsgrund, und zwar selbst dann nicht, wenn die dort 
vertretene Rechtsauffassung falsch sein sollte. Es müssen zusätzliche konkrete Umstände 
vorliegen, die ergeben, dass der Richter nicht bereit ist, seine frühere Meinung kritisch zu 
überprüfen(Rn.8). 
 
 
BFH, Beschluss vom 14. Juni 1994 – VII B 34/94, Randnummer 7: 
Gründe für ein Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit des Richters sind gegeben, wenn ein 
Beteiligter von seinem Standpunkt aus bei vernünftiger, objektiver Betrachtung davon 
ausgehen kann, daß der Richter nicht unvoreingenommen entscheiden werde (BFH, 
Beschluß vom 4. Juli 1985 V B 3/85, BFHE 144, 144, 147, BStBl II 1985, 555). 
 
 
Bayerisches Landessozialgericht, Beschluss vom 25. Oktober 2016 – L 15 SF 281/16 AB: 
 2. Ein im Verfahren der Anhörungsrüge gestellter Befangenheitsantrag ist dann 
offensichtlich unzulässig, wenn er allein auf die Mitwirkung des abgelehnten Richters bei 
dem der Anhörungsrüge vorhergehenden Verfahren gestützt wird.(Rn.22)  
Randnummer22 
Der Befangenheitsantrag ist offensichtlich unzulässig, weil er nur auf die Mitwirkung der 
abgelehnten Richter bei den nach Meinung des Beschwerdeführers unrichtigen 
Entscheidungen in den vorhergehenden Verfahren (Beschwerdeverfahren, Verfahren der 
Anhörungsrüge, Verfahren des Befangenheitsantrags) gestützt wird. Allein mit einer solchen 
Mitwirkung kann eine Befangenheit aber offenkundig nicht begründet werden (vgl. BVerfG, 
Beschlüsse vom 02.05.2006, Az.: 1 BvR 698/06, vom 12.07.2006, Az.: 2 BvR 513/06, vom 
22.04.2009, Az.: 1 BvR 887/09, und vom 03.07.2013, Az.: 1 BvR 782/12; Beschluss des 
Senats vom 22.08.2016, Az.: L 15 SF 207/16 AB). 
 
Es müssen stets aktuelle Beweise vorgelegt werden. 
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Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 16. Juli 2009 – OVG 9 N 201.0 
Orientierungssatz: 
1. Eine Gerichtsentscheidung, an der zuvor erfolglos abgelehnte Richter mitwirken, verletzt 
den Anspruch auf den gesetzlichen Richter nicht schon dann, wenn ein Befangenheitsantrag 
infolge fehlerhafter Anwendung einfachen Rechts zurückgewiesen sein sollte, sondern erst, 
wenn diese Zurückweisung auf willkürlichen Erwägungen beruht.(Rn.3)  
 2. Eine unrichtige Handhabung des Verfahrensrechts begründet nicht die Besorgnis der 
Befangenheit, es sei denn, das Verhalten des Richters lässt auf eine unsachliche Einstellung 
gegenüber einem Verfahrensbeteiligten schließen oder legt den Verdacht der Willkür 
nahe.(Rn.7)  
 
 
 
Die Ast hat neben dem früheren Ablehnungsgesuch dargetan, dass das Torpedieren 
der Durchsetzung der Pflichtteilsansprüche der Ast seine Fortsetzung findet, indem 
eine weiterer rechtliche Anspruch auf Hemmung der Verjährung zunichte gemacht 
wird. 
 
Dies ist objektiv nicht vertretbar. Auch hat das Gericht keine Massnahmen getroffen, 
diesen Fehler zu beheben, sondern hat auf dessen Realisierung hingearbeitet. 
 
Dies lässt auf eine unsachliche Einstellung gegenüber einem Verfahrensbeteiligten 
schließen oder legt den Verdacht der Willkür nahe. 
 
 
Es wird noch darauf hingewiesen: 
BSG, Beschluss vom 17. Dezember 2020 – B 10 ÜG 4/20 B: 
 2. Über einen Befangenheitsantrag gegen den gesamten Spruchkörper darf dieser nicht 
selbst entscheiden, wenn der Antrag sich individuell auf alle Richter bezieht, nicht jeder 
Substanz entbehrt oder verfahrensfremden Zwecken dient. 
 
 
Zu 6. und 7.  
 
RECHTSLAGE WIEDERAUFNAHME 
 
BFH, Beschluss vom 20. Februar 1998 – VII K 7/97: 
3. NV: Ein Wiederaufnahmeantrag ist ein außerordentlicher Rechtsbehelf, der folglich dem 
Vertretungszwang nach Art. 1 Nr. 1 BFHEntlG unterliegt. Das gilt auch für einen 
Wiederaufnahmeantrag in einem Prozeßkostenhilfe-Verfahren. 
4. NV: Die Zulässigkeit eines Wiederaufnahmeantrages setzt voraus, daß Tatsachen 
schlüssig dargelegt werden, aus denen sich --ihre Richtigkeit unterstellt-- der behauptete 
Wiederaufnahmegrund ergibt (vgl. BFH-Rechtsprechung). 
 
 
FG München, Beschluss vom 18. August 2016 – 10 K 1868/16: 
1. Grundsätzlich ist die Auslegung eines Antrages auf Wiederaufnahme eines PKH-
Verfahrens als erneuter Antrag auf Gewährung von PKH möglich und sinnvoll(Rn.14) . 
2. Auch ein durch Beschluss rechtskräftig beendetes Verfahren kann wiederaufgenommen 
werden. Anstelle einer Nichtigkeitsklage oder einer Restitutionsklage ist ein Antrag auf 
Wiederaufnahme zu stellen(Rn.15) . 
3. Über den Antrag auf Wiederaufnahme eines mit Beschluss abgeschlossenen Verfahrens 
ist durch Beschluss ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden(Rn.15) . 
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4. Die Wiederaufnahme eines abgewiesenen PKH-Antrages kann nicht erreicht werden, weil 
ein Wiederaufnahmeantrag voraussetzt, dass die Entscheidung der materiellen Rechtskraft 
fähig ist(Rn.17) . 
… 
b) Auch ein durch Beschluss rechtskräftig beendetes Verfahren kann wiederaufgenommen 
werden. Anstelle einer Nichtigkeitsklage oder einer Restitutionsklage ist ein Antrag auf 
Wiederaufnahme zu stellen (BFH-Beschlüsse vom 18.März 1988 V K 1/88, BFHE 152, 426, 
BStBl II 1988, 586; vom 29. Mai 1992 VIII K 1/92, BFH/NV 1992, 538; vom 15. April 1987 VIII 
K 1/86, BFH/NV 1987, 591). Über den Antrag auf Wiederaufnahme eines mit Beschluss 
abgeschlossenen Verfahrens – wie hier eines PKH-Verfahrens – ist durch Beschluss ohne 
mündliche Verhandlung zu entscheiden (Gräber/Ratschow, FGO, 8. Aufl. 2015, § 134 Rz. 2 
m.w.N.). 
…. 
Randnummer19 
Die Zulässigkeit einer Wiederaufnahmeklage (§ 134 FGO i.V.m. § 578 ZPO), also einer 
Nichtigkeitsklage (§ 134 FGO i.V.m. § 579 ZPO) oder einer Restitutionsklage (§ 134 FGO 
i.V.m. § 580 ZPO), erfordert gemäß § 134 FGO i.V.m. § 589 Abs. 1 Satz 1 ZPO die 
(schlüssige) Darlegung eines Nichtigkeits- oder eines Restitutionsgrundes (BFH-Beschluss 
vom 8. Juli 2015 VI B 5/15, BFH/NV 2015, 1426). Diese Voraussetzungen gelten 
entsprechend für einen Antrag auf Wiederaufnahme eines PKH-Verfahrens. 
 
 
BFH, Beschluss vom 20. Februar 1998 – VII K 7/97 Orientierungssatz: 
1. NV: Bei der Wiederaufnahme eines durch Beschluß abgeschlossenen Verfahrens tritt an 
die Stelle der Wiederaufnahmeklage ein Wiederaufnahmeantrag (vgl. BFH-Beschluß vom 
26.4.1996 III K 35/95) 
3. NV: Ein Wiederaufnahmeantrag ist ein außerordentlicher Rechtsbehelf, der folglich dem 
Vertretungszwang nach Art. 1 Nr. 1 BFHEntlG unterliegt. Das gilt auch für einen 
Wiederaufnahmeantrag in einem Prozeßkostenhilfe-Verfahren. 
4. NV: Die Zulässigkeit eines Wiederaufnahmeantrages setzt voraus, daß Tatsachen 
schlüssig dargelegt werden, aus denen sich --ihre Richtigkeit unterstellt-- der behauptete 
Wiederaufnahmegrund ergibt (vgl. BFH-Rechtsprechung). 
… 
Der Wiederaufnahmeantrag des Antragstellers ist ferner aus weiteren Gründen unzulässig. 
So ist ein Wiederaufnahmeantrag nach § 134 FGO i.V.m. § 586 ZPO innerhalb einer Frist 
von einem Monat zu stellen, die mit dem Tage beginnt, an dem der Beteiligte von dem 
Wiederaufnahmegrund Kenntnis erhalten hat. 
 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 2. Juni 2020 – 15 C 20.1265 Sonstiger 
Orientierungssatz: 
Antrag auf Wiederaufnahme eines Wiederaufnahmeverfahrens; 
Rechtsschutzinteresse (Willkürverbot); 
Keine materielle Rechtskraft von Entscheidungen im PKH-Verfahren; 
Darlegung eines Wiederaufnahme- / Nichtigkeitsgrunds; 
Gerichtlicher Geschäftsverteilungsplan und vorschriftsmäßige Besetzung eines 
Spruchkörpers 
 
 
In der Zivilprozessordnung (ZPO) greift die Nichtigkeitsklage dann, wenn ein Richter 
bei der Entscheidung mitgewirkt hat, obwohl er von der Ausübung des Richteramtes 
kraft Gesetzes ausgeschlossen war. Und wie hier auch der Ablehnungsgrund nicht 
vorher durch einen Befangenheitsantrag hat geltend gemacht worden können, weil 
das Verhalten nicht bekannt war. Und hier die Entscheidung in materielle Rechtskraft 
erwächst: die Ast als Unbemittelter Person ist die Möglichkeit genommen wurden, den 
Anspruch hemmend zu stellen. 
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Die Ablehnung des Pkh Antrags vom 18.05.26 steht dem nicht entgegen, weil 
hiergegen Beschwerde eingelegt wird und nach der Ablehnung dann 6 Monate 
Hemmung bestanden hätte, die jetzt durch das richterliche Verhalten genommen 
wurden. Also die Entscheidung des Gerichts nicht zu zustellen gerade in materielle 
Rechtskraft erwächst, wenn nicht eine Wiedereinsetzung oder Wiederaufnahme 
erfolgt. Da es hier gerade um Verjährungshemmung geht, ist dies auch gravierend. 
 
Zudem erwachsen Pkh Beschlüsse auch nicht in Rechtskraft, so dass eine 
Bekanntgabe an den Gegner jeder Zeit erfolgen kann und zudem die Pkh Ablehnung 
vom 18.05.26 entgegen dass diese nicht im Sinne des § 114 ZPO begründet war. Es ist 
nicht mal summarisch wiedergegeben, worauf sich die Ablehnung gründet. 
 
Daher ist wird auch hilfsweise beantragt, den Antrages auf Wiederaufnahme eines 
PKH-Verfahrens als erneuten Antrag auf Gewährung von PKH  zu werten und die den 
Pkh Antrag vom 27.02.26 und den Nachtrag vom 01.03.26 dem Gegner bekannt zu 
geben. 
 
 
Zu 9. 
 
Daher wird auch hilfsweise beantragt, festzustellen, dass ein Amtshaftungsanspruch (§ 839 
BGB in Verbindung mit Art. 34 GG) und die Pflicht des Staates zum Schadensersatz dem 
Grunde nach bestehen. 
 
Denn es kann nicht sein, dass das Gericht systematisch das auch dem Unbemittelten 
Anspruch auf Verjährungshemmung aushebelt. 
 
Es ist hier noch einmal Gelegenheit gegeben, die Bekanntgabe an den Gegner nachzuholen. 
 
Wenn das Gericht weiterhin seinen Fehler nicht berichtigen möchte oder kann ist 
Amtshaftung gegeben. 
 
Die Ast weist daraufhin, dass de facto bei gerichtlicher Verhinderung der Durchsetzung der 
Pflichtteilsansprüche der Ast ohnehin die Staatskasse dauerhaft Sozialhilfe bezahlen wird. 
Daher war auch der Landesrechnungshof eingeschaltet worden. Augenscheinlich führt das 
nur dazu, dass richterseits weiterhin die Durchsetzung verhindert wird. 
 
 
Wie auch in dem Pkh Antrag auf Teilklage hilfsweise Zahlung vom 27.02.26 wird auch 
hier darauf hingewiesen, dass besondere Pflichten aus UN-BRK bestehen: 
 
Art. 13. Zugang zu Gericht- hierunter fällt auch, dass Behinderten längere Fristen zu 
gewähren sind; auch bedenklich, dass Anträge von behinderten Personen nicht 
entsprechend ausgelegt werden- bei Behinderten wird hier metaphorisch ein „Nein“ zum 
„Ja“, Uminterpretieren von Sachanträgen ist abzulehnen, sondern ein Pkh antrag mit 
Bekanntgabe an den Gegner wegen Verjährung demnächst ist genauso aufzufassen; 
 
Art 12. Abs 5, dass eine Gewährleistungspflicht des Erbrechts besteht. 
 
Bis dato wird die UN-BRK ins Gegenteil verdreht: 
Verkürzung der Fristen; Umdeutung von klaren Anträgen; 
Verhinderung der Durchsetzung der erbrechtlichen Ansprüche. 
 
 
In der Gewährleistung des Erbrechts u.a. lag auch der Grund für den Pkh Antrag auf 
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Teilklage hilfsweise Zahlung vom 27.02.26- da bei arglistiger Auskunft, es wird Dürftigkeit 
erklärt, wiewohl ausweislich K 82 bis 85 ein Anspruch von 500.000€ besteht, die vom BGH 
angeregte Beweislastumkehr diskutiert werden muss. 
  
Ausweislich 
UN-BRK Art. 12  
Gleiche Anerkennung vor dem Recht 
(5) Vorbehaltlich dieses Artikels treffen die Vertragsstaaten alle geeigneten und 
wirksamen  Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen 
das gleiche Recht wie  andere haben,  Eigentum zu besitzen oder zu erben, ihre 
finanziellen Angelegenheiten selbst  zu regeln und gleichen Zugang zu Bankdarlehen,  
Hypotheken und anderen Finanzkrediten  zu haben, und gewährleisten, dass 
Menschen mit Behinderungen nicht willkürlich ihr Eigentum entzogen wird. 
 
Die Ast verweist auf die Stellungnahme der BRAK 36/19, worin Belegvorlage und Abgleich 
Steuerdaten bei Verdacht bei erbrechtlichem Betrug empfohlen wurde. 
 
Die Ast verweist auf den am 27.02.26 eingereichten ersten Pkh Antrag auf nachträgliche 
Teilklage, hilfsweise Zahlungsstufe in Az. 80 O 6/22. Aufgrund der arglistigen Auskunft war 
hier die in BGH, Urteil vom 10.03.2010 - IV ZR 264/08 in Aussicht gestellte 
Beweislastumkehr auf der Zahlungsstufe, angeregt worden. 
 
Hierüber lässt sich auch die ausweislich Art. 12 Abs 5 UN-BRK Gewährleistungspflicht auf 
Erben realisieren. 
 
Wenn man sich anschaut wie hier, dass 2 aufwändige Pkh Verfahren inklusive einer Klage 
am AG nötig waren, um die Gerichte bis dato zumindest teilweise zur Wahrnehmung der 
Sachlage zu zwingen, ist dies behinderten Personen nicht zuzumuten. Zudem sind diese wie 
hier oft arm und können gar keine anwaltliche Vertretung bezahlen. Der Staat ist hier 
aufgefordert etwas zur Gewährleistung Gewährleistungspflicht zu unternehmen. Behinderte 
sind vulnerabel und daher besonders schutzwürdig, das ist der Normzweck der UN-BRK. 
Wie man hier mustergültig sieht, sind die steten Hürden statt UN-BRK außerordentlich 
anstrengend für Behinderte und kaum zu bewältigen. 
 
 
Zuletzt verweist die Ast, dass bei Bedenken gegen die UN-BRK Normenkontrollverfahren 
angebracht sind und nicht eine Verhinderung der individuellen Ansprüche hieraus. 
 
Birgitta Wehner, Ast 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


